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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der Firma StorageMaster Erfurt, Inhaber Burhan Ünalan, Am Alten 
Nordhäuser Bahnhof 1, 99085 Erfurt. Kontakt: storagemaster-erfurt@web.de vom 01.12.2024. 

 

§ 1 Nutzungszweck und Vereinbarungen zur Nutzung des Mietobjekts 

1. Das Mietobjekt darf ausschließlich zur Einlagerung von Gegenständen unter Berücksichtigung nachfolgender Regelungen 
genutzt werden. Eine Nutzung zu Wohn- oder jeglichen Arbeitszwecken durch den Mieter ist nicht gestattet. 

a. Der Mieter verpflichtet sich, den Lagerraum nur so zu nutzen, dass hieraus keine Gefahren und/oder Schäden für Rechtsgüter 
des Vermieters oder Dritter sowie keine Umweltschäden entstehen. 

b. Die Deckenhöchstlast beträgt 350 kg/qm. Höhere Lasten sind nur nach Rücksprache mit den zuständigen Mitarbeitern der 
Firma StorageMaster Erfurt an dem jeweiligen Lager-Standort und deren Zustimmung zulässig. 

c. Das Mietobjekt ist nicht zum Aufenthalt von Menschen und/oder zur Aufbewahrung von Tieren oder sonstigen Lebewesen 
jeglicher Art zu nutzen. 

d. Aufgrund von Brandgefahr und Umweltschutz ist es strengstens untersagt: 

i. In dem Mietobjekt zu rauchen oder offenes Licht oder Feuer zu benutzen, 

ii. Kraftstoff, Öl und sonstige brennbare oder entzündliche Stoffe, Flüssigkeiten oder Gase (auch Flüssiggas) einzulagern sowie 
um- und aufzufüllen, 

iii. feuer- und explosionsgefährliche, radioaktive, zur Selbstzündung geeignete, giftige, ätzende oder übelriechende 
Gegenstände (z. B. Waffen, Sprengstoff, Munition, biologische Kampfstoffe, Feuerwerkskörper, Asbest, Giftmüll) einzulagern, 

iv. leere Kraftstoff- und Ölbehälter einzulagern, 

v. Gegenstände, die wegen Undichtigkeit Brennstoff und Öl verlieren, abzustellen oder einzulagern, 

vi. jegliche Batterien, welche als Gefahrgut gelten, einzulagern und 

vii. sonstige Gegenstände, von denen Brandgefahren ausgehen oder von denen Umweltgefährdungen ausgehen, einzulagern. 

e. Die Einlagerung von Waffen, Suchtstoffen, Abfallstoffen oder Sondermüll gleich welcher Art ist verboten. Ferner dürfen 
verderbliche Gegenstände, insbesondere Nahrungsmittel sowie solche, die für Ungezieferbefall/ Befall von Schädlingen 
geeignet sind oder Ungeziefer-/ Schädlingsbefall verursachen können, nicht gelagert werden. Gleiches gilt für Stoffe, die Rauch 
oder Geruch absondern. 

f. Alle technischen und behördlichen Vorschriften, insbesondere der Feuerwehr und der Bauaufsichtsbehörde sind zu befolgen. 
Der Mieter ist darüber hinaus verpflichtet, alle anwendbaren umweltbezogenen Gesetze, Vorschriften, behördliche 
Anordnungen sowie den Standort betreffenden Genehmigungen einzuhalten und zu befolgen. 

g. Die Lüftungsanlagen der Mieteinheit bzw. der Gesamtanlage dürfen nicht verschlossen oder zugestellt werden. 

h. Der Mieter ist verpflichtet, bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage, die Wirksamkeit dieser nicht durch seine eingelagerten 
Gegenstände einzuschränken. Der Abstand zwischen eingelagerten Gegenständen und jedem Sprinklerkopf muss mindestens 
0,5m betragen. 

i. Um den Brand- und Umweltschutz stets zu gewährleisten, behält sich der Vermieter das Recht bei Verdachtsfällen vor, 
Stichproben in Form von Sichtung des Inhalts sowie der Stapelhöhe vorzunehmen. Der Mieter verpflichtet sich, das Betreten 
des Mietobjektes zu diesem Zwecke zu dulden und wird hierzu jederzeit Zutritt zum Mietobjekt gewähren. 

j. Der Mieter ist darüber hinaus verpflichtet, alle anwendbaren umweltbezogenen Gesetze, Vorschriften, behördliche 
Anordnungen sowie den Standort betreffenden Genehmigungen einzuhalten und zu befolgen. 

k. Dem Mieter ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht klimatisiert und nicht beheizt wird. Gegebenenfalls hat der Mieter vor 
bzw. bei Einlagerung entsprechende Vorkehrungen zum Schutz seines Lagergutes zu treffen. 
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1. Der Mieter ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung des Vermieters innerhalb des Mietobjektes Leitungen zu 
verlegen, Regale etc. an den Wänden/ der Decke der Box zu befestigen oder Wände/ Decken anzubohren. 

2. Der Vermieter ist berechtigt, das Mietobjekt zu öffnen, wenn begründeter Verdacht besteht, dass gegen die vorstehenden 
Vereinbarungen verstoßen wird, sofern eine vorherige Kontaktaufnahme zum Mieter gescheitert ist und dem Mieter selbst 
oder den anderen Mietern/ dem Vermieter ein nicht unerheblicher Schaden droht. 

3. Die Ausübung insbesondere eines Gewerbes oder gewerbeähnlichen, handwerklichen oder freiberuflichen Betriebes oder die 
Erbringung von Dienstleistungen im Mietobjekt ist dem Mieter untersagt. Gleiches gilt für jegliche illegalen, strafbaren oder 
sittenwidrigen Aktivitäten. Der Mieter darf nicht unter der Anschrift des Mietobjektes bzw. der Gesamtanlage seinen Wohnsitz 
oder den Geschäftssitz einer Firma/ eines Unternehmens nehmen oder anmelden. 

4. Beim Einsatz von Transporthilfen sind die Gebrauchsanweisungen einzuhalten. Diese ergeben sich aus dem Aushang bzw. 
sind bei den Mitarbeitern des Vermieters zu erfragen. Die Deckenhöchstlasten des jeweiligen Standortes sind zu beachten und 
einzuhalten. 

5. Es dürfen in der Lagereinheit keine elektrischen Geräte angeschlossen werden, ohne vorherige schriftliche Erlaubnis des 
Vermieters. Vorhandene elektrische Leitungen dürfen nicht angezapft oder verändert werden. Elektrische Geräte dürfen 
während der Abwesenheit des Mieters nicht betrieben werden. Dies betrifft insbesondere auch Heiz- oder Klimageräte bzw. 
eigen Lampen oder Leuchten! 

6. Der Mieter steht dafür ein, dass diejenigen, die mit seinem Willen Zutritt zum Mietobjekt haben, ebenfalls die 
voraufgeführten Bestimmungen einhalten. 

7. Das Mietobjekt bzw. der Mietgegenstand ist vom Mieter pfleglich zu behandeln. 

 

§ 2 Auflösende Bedingung/ Übergabe des Mietobjekts/ Zugang zum Mietobjekt 

1. Der Mietvertrag ist unter der auflösenden Bedingung geschlossen, dass der Mieter in den ersten 3 Tagen nach Beginn des 
Mietverhältnisses den fälligen Mietzins nicht bezahlt hat. Entscheidend ist der tatsächliche Zahlungseingang auf dem Konto des 
Vermieters oder durch die persönliche Barzahlung beim Vermieter. Mit Eintritt dieser auflösenden Bedingung darf der 
Vermieter über das Mietobjekt anderweitig verfügen, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Der Mieter wird in diesem Fall von 
der Entrichtung der Miete frei. 

2. Der Mieter hat sich nach Inaugenscheinnahme der örtlichen Verhältnisse davon überzeugt, dass das Mietobjekt für die 
Einlagerung seines Lagergutes vollumfänglich geeignet ist und Mängel oder Verunreinigungen nicht vorhanden sind. Mängel 
oder sonstige Schäden, auch solche, die während der Mietzeit entstehen, hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich 
mitzuteilen. 

3. Der Anspruch des Mieters auf Übergabe des Mietobjektes entsteht erst nach vollständiger Bezahlung des ersten Mietzinses 
und der im Mietvertrag vereinbarten Kaution. 

4. Das Mietobjekt ist montags bis freitags mindestens in der Zeit von 9:00 bis 18:00 Uhr und samstags von 9:00 bis 16:00 Uhr 
zugänglich, mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage am Ort der Mietsache und des 24. Dezember und 31. Dezember eines 
jeden Jahres ganztägig. 

 

§ 3 Zahlung der Miete / Verzugsfolgen 

1. Hinsichtlich der Höhe der Miete gilt zunächst das in den Paragraphen des Mietvertrages geregelte. Ergänzend gilt: 

2. Die erste Zahlung des Mieters ist bei Mietbeginn fällig und umfasst sowohl die erste Monatsmiete als auch die zu leistende 
Kaution gemäß Mietvertrag in Verbindung mit nachstehendem § 4. Etwaige weiter nachfolgende Mieten sind jeweils im Voraus 
der jeweiligen weiteren Mietmonate zur Zahlung fällig. 

3. Ein Mietverhältnis endet immer zum Ende eines Monats. Beendigungen eines Mietverhältnisses innerhalb eines Monats sind 
nur bei außerordentlichen Kündigungen möglich. 
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4. Bei Abschluss eines Mietvertrages werden je nach Zahlungsart und Vertragslaufzeit Rabatte auf den Mietpreis gewährt. 
Schließt der Kunde den Mietvertrag mit entsprechendem Rabatt ab und ändert im Nachhinein die vereinbarte Zahlungsweise 
oder die Vertragslaufzeit, sind entsprechende Rabatte und Preisnachlässe anteilmäßig nachzuzahlen, bzw. werden dem Kunden 
im Nachgang in Rechnung gestellt. Der Kunde verpflichtet sich hier, die entsprechende Differenz nachzuzahlen. 

5. Die Zahlungen des Mieters erfolgen mittels PayPal und den darin integrierten verschiedenen frei wählbaren 
Zahlungsmethoden (Bonität vorausgesetzt), Vorkasse, Bar oder Banküberweisung. Ausgenommen hiervon sind die erste 
Mietzahlung und die Zahlung der Mietsicherheit, für die der Mieter rechtzeitig Sorge zu tragen hat. Hier ist ausschließlich 
Vorkasseüberweisung auf das Konto des Vermieters möglich oder Barzahlung. Der Vermieter ist berechtigt, die 
Zahlungsmethoden jederzeit ändern zu können. 

6. Bei verspäteter Zahlung ist der Vermieter berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 5%-Punkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz gemäß § 247 Abs. 1 BGB jährlich sowie Mahnkosten pro Mahnung in Höhe von mindestens EUR 5,00 zu erheben, 
es sei denn, der Mieter hat die Verspätung der Zahlung nicht zu vertreten. Der Zinssatz erhöht sich auf 9%-Punkte über dem 
jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 Abs., 1 BGB, wenn der Mieter kein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist. Der Vermieter 
behält sich vor, gegebenenfalls einen weiteren Schaden geltend zu machen. Im Falle von Rücklastschriften ist der Vermieter 
berechtigt den administrativen Aufwand sowie Kosten mit max. EUR 15,00 dem Mieter in Rechnung zu stellen. 

 

§ 4 Mietsicherheit 

1. Der Mieter sichert die Ansprüche des Vermieters aus diesem Vertrag unwiderruflich durch Zahlung einer Kaution in der sich 
im Mietvertrag ergebenden Höhe. 

2. Die Kaution ist bei Vertragsabschluss fällig und - im Regelfall zusammen mit der ersten Miete (vgl. § 3 Ziffer 2) - an den 
Vermieter zu zahlen. 

3. Der Vermieter ist nicht verpflichtet die Kaution zinsbringend anzulegen. 

4. Die Kaution deckt alle vertraglichen Verpflichtungen einschließlich Schadensersatzansprüche wegen Verletzung 
mietvertraglicher Pflichten durch den Mieter sowie gesetzliche Ansprüche des Vermieters gegen den Mieter im Zusammenhang 
mit der Nutzung des Mietobjektes ab. Darüberhinausgehende weitere Forderungen an den Mieter bleiben ausdrücklich 
vorbehalten! 

5. Die Rückzahlung des Kautionsbetrages erfolgen innerhalb von 10 Banktagen nach Beendigung des Mietverhältnisses und 
vertragsgemäßer Rückgabe der Mietsache durch den Mieter auf das vom Mieter im Mietvertrag genannte Konto oder, soweit 
der Mieter ein anderes Konto bis zur Beendigung des Mietvertrages mitteilt, auf das vom Mieter mitgeteilte Konto. Gibt der 
Mieter die Mietsache nicht in vertragsgemäßem Zustand zurück, ist der Vermieter berechtigt, den Kautionsbetrag um 
denjenigen Betrag, der notwendig ist, um das Mietobjekt in vertragsgemäßen Zustand zu versetzen (z. B. Reinigungskosten 
oder Kosten zur Beseitigung von Schäden an der Mietsache oder Kosten für die Verbringung und/ oder zur Beseitigung/ 
Vernichtung von vom Mieter zurück gelassener Gegenstände) zu reduzieren. Ebenfalls ist der Vermieter berechtigt, vom Mieter 
nicht gezahlte fällige Mieten, Mahnkosten, Verzugszinsen vom Kautionsbetrag abzuziehen. 

6. Sollte der Vermieter während der Vertragslaufzeit seine Ansprüche durch Inanspruchnahme der Sicherheit befriedigen, ist 
der Mieter verpflichtet, eine neue Kaution zu stellen bzw. den reduzierten Kautionsbetrag bis zu der im Mietvertrag benannten 
Höhe wieder aufzufüllen. 

 

§ 5 Untervermietung / Firmenwechsel 

1. Eine entgeltliche oder unentgeltliche Untervermietung oder sonstige Form einer vom Mieter begehrten 
Gebrauchsüberlassung des ganzen oder eines Teiles des Mietobjektes ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
Vermieters möglich. 

2. Bei juristischen Personen oder Handelsgesellschaften gilt ein Wechsel eines persönlich haftenden Gesellschafters oder eine 
Änderung der Rechtsform als Überlassung an Dritte, die der Zustimmung des Vermieters bedarf. Gleiches gilt für sonstige 
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inhabergeführte Unternehmen bei einem Wechsel des Inhabers oder Aufnahme weiterer Inhaber. Die Zustimmung darf nicht 
ohne sachlichen Grund versagt werden. 

§ 6 Ausbesserungen / Bauliche Änderungen / Instandhaltung / Umzug 

1. Der Vermieter darf Ausbesserungen und bauliche Änderungen jederzeit auch ohne Zustimmung des Mieters vornehmen. Die 
Durchführung der Arbeiten darf der Mieter nicht behindern oder verzögern. Er hat die Arbeiten zu dulden und wird, soweit 
notwendig, dem Vermieter oder den von ihm beauftragten Personen jederzeit Zutritt zum Mietobjekt gewähren. Ein 
Mietminderungsrecht wird ausgeschlossen. Der Vermieter wird den Mieter rechtzeitig vorher informieren, es sei denn, es 
handelt sich um Arbeiten zur Abwendung von drohenden Gefahren. 

2. Der Mieter darf bauliche Änderungen im Mietobjekt nicht vornehmen. 

3. Der Mieter ist verpflichtet, den Vermieter unverzüglich von Mängeln im Mietobjekt zu informieren. Gleiches gilt, wenn der 
Mieter einen Schaden in der Gesamtanlage verursacht hat. In diesen Fällen muss der Mieter die Mitarbeiter des Vermieters 
oder den Sicherheitsdienst umgehend informieren. 

4. Der Mieter erteilt schon jetzt seine Zustimmung zu einem Wechsel des Mietobjektes innerhalb der Gesamtanlage, wenn dies 
erforderlich ist, um die Funktionalität und Auslastung der Anlage zu erhalten und/ oder zu erhöhen, dieses zu Durchführung 
notwendiger Reparaturen oder Umbauten erforderlich ist, behördliche Anweisungen einen Wechsel notwendig machen oder 
Gefahr im Verzug ist. Dazu hat der Vermieter den Mieter aufzufordern, innerhalb von 14 Tagen das Mietobjekt zu räumen und 
die eingelagerten Gegenstände in das neue Mietobjekt zu verbringen. Das neue Mietobjekt hat nach Art, Umfang und Miete 
vergleichbar zu sein. Die Kosten eines Umzugs innerhalb der Anlage hat in diesem Fall der Vermieter zu tragen. Der Mieter ist 
verpflichtet, den erforderlichen Umzug zu ermöglichen und soweit erforderlich daran mitzuwirken. Vorstehende 
Umzugsverpflichtung gilt entsprechend, wenn der Vermieter ein anders Gebäude innerhalb der Stadt anmietet und dieser neue 
Standort für den Mieter zumutbar ist. Kommt der Mieter der Aufforderung des Vermieters nicht fristgerecht nach oder ist ein 
früherer Wechsel des Mietobjektes vor Ablauf der 14 Tage Frist zwingend notwendig, ist der Vermieter berechtigt, das 
Mietobjekt zu öffnen und die eingelagerten Gegenstände in das neue Mietobjekt zu verbringen. Die Verbringung erfolgt im Fall 
der nicht fristgerechten Öffnung durch den Mieter auf dessen Risiko und Kosten. 

5. Der Vermieter ist berechtigt, alle erforderlichen Maßnahmen zur Prüfung und ggf. Reparaturen an der Sprinkleranlage 
durchzuführen. 

 

§ 7 Absperreinrichtungen und Zugangsberechtigung 

1. Das Mietobjekt wird unverschlossen vermietet. Der Mieter ist berechtigt und verpflichtet, während der Mietzeit das 
Mietobjekt mit einem eigenen Schloss an der dafür vorhandenen Riegeleinrichtung zu sichern. Dies hat mit einem 
Vorhängeschloss mit einer maximalen Bügelstärke von 7,5mm zu erfolgen. Der Mieter ist allein für den ordnungsgemäßen 
Verschluss des Mietobjektes und Aufbewahrung der Schlüssel verantwortlich. Das Anbringen eines zweiten Schlosses bzw. die 
Nutzung beider Verriegelungsmöglichkeiten ist nicht gestattet. In diesem Fall wird das zweite Vorhängeschloss auf Kosten des 
Mieters entfernt. 

2. Der Mieter erklärt sich ausdrücklich und unwiderruflich damit einverstanden, dass der Vermieter berechtigt ist, unter 
entsprechendem Hinweis (mündlich, per Fax, per E-Mail, SMS oder schriftlich/ postalisch) an den Mieter, an der 
Riegeleinrichtung seinerseits ein Schloss anzubringen, wenn er mit dem Mieter aufgrund besonderer Umstände (z.B. Schaden in 
der Nachbarbox, Zahlungsrückstand des Mieters, etc.) in Kontakt treten will. Der Vermieter ist hierbei ausdrücklich berechtigt, 
dass vom Mieter angebrachte Schloss auch durch physische Beschädigung (z.B. Aufflexen) zu entfernen und durch ein eigenes 
Schloss zu ersetzen. Der Vermieter ist jedoch verpflichtet, dem Mieter dann ein gleichwertiges Schloss als Ersatz kostenfrei zur 
Verfügung zu stellen. Wird das Schloss des Mieters, aufgrund von Mietrückständen und nach vorheriger schriftlicher 
Ankündigung physisch entfernt und durch ein Schloss des Mieters ersetzt, gilt hierfür eine Bearbeitungs- und 
Aufwandspauschale von 55,00 Euro als vertraglich vereinbart. Der Vermieter verpflichtet sich im Falle des Zahlungsrückstandes 
das Schloss nach Zahlung des Rückstands sofort zu entfernen. Bei der Verwendung von elektronischen Zugangssperren gilt 
vorstehendes entsprechend. 
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3. Ist oder wird die Gesamteinrichtung mit codegesicherten Türen/ elektronischen Zugangssperren oder ähnlichen 
Einrichtungen versehen, erhält der Mieter eine/n zum Öffnen erforderliche/n Transponder-Chip/ Schlüssel/ Code-Karte/n. Ist 
die Anlage mit Transponder-Chip oder Code-Karten versehen, vereinbaren die Parteien die Gültigkeit der Benutzerhinweise für 
Transponder-Chips /Code-Karten, wie folgt: 

a. Die Chips/ Codekarten haben nur Gültigkeit während der vereinbarten Zeit und nur für das/ die angemietete/n Mietobjekt/e. 
Nach Ablauf der vertraglichen Mietzeit (Vertragsende), hat der Mieter den Transponder-Chip/ Schlüssel/ Code-Karte/n 
spätestens am Folgetag, nach Beendigung des vertraglichen Mietverhältnisses, dem Vermieter wieder persönlich 
auszuhändigen. Fällt dieser Tag auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, gilt der darauffolgende nächste Werktag als 
vereinbart. Der Mieter hat auch die Möglichkeit, den Transponder-Chip/ Schlüssel/ Code-Karte/n durch ein Einschreiben-
Übergabe an den Vermieter zurück zu senden. Zur Fristwahrung genügt der Postnachweis des Einschreibens. Im Falle einer 
verzögerten Rückgabe ist der Vermieter berechtigt, dem (ehemaligen) Mieter für jeden angefangenen Monat Verzugsgebühren 
i.H.v. pauschal 25,00 Euro in Rechnung zu stellen.  

b. Codekarten sind nie in der Nähe magnetischer Felder (Autoradio, Lautsprecher, Handys) aufzubewahren oder 
irgendwelchem Wärmeeinfluss (Sonnenstrahlen) auszusetzen. Sie dürfen darüber hinaus nicht geknickt oder gebogen werden. 
Bei Verlust oder Beschädigung einer/s Transponder-Chips/Codekarte ist eine Gebühr von EUR 35,00 zu bezahlen. Der Verlust ist 
unverzüglich dem Vermieter zu melden. 

4. Der Vermieter behält sich vor, die Benutzung der gesamten Anlage insbesondere aus Sicherheitsgründen anders zu 
organisieren (Einbau von Sicherungstüren, Differenzierung nach Zugangszeiten etc.). Der Mieter erklärt bereits jetzt sein 
Einverständnis damit, dass er mit einer Umorganisation der Zugangsmöglichkeiten einverstanden ist und dass ihm für einen 
solchen Fall ein anderes Mietobjekt gemäß § 6 Ziffer 4 zugewiesen werden kann. 

5. Soweit der Mieter Dritten die zum Betreten des Mietobjekts erforderlichen Schlüssel, Codekarten etc. überlässt, geschieht 
dies auf Risiko des Mieters. Der Vermieter ist nicht verpflichtet, jedoch berechtigt, die Zugangsberechtigung des Dritten zu 
prüfen. 

6. Sollte durch unsachgemäße Handhabung der Alarm des Hauses und/ oder des Lagerraumes außerhalb der Bürozeiten 
aktiviert werden, wird seitens des Vermieters eine Pauschalgebühr von EUR 100,00 erhoben. 

7. Bei Gefahr in Verzug für das Mietobjekt, Mietobjekte anderer Mieter oder die Gesamtanlage ist es dem Vermieter gestattet 
sofort und ohne vorherige Ankündigung gegenüber dem Mieter das Mietobjekt des Mieters zu öffnen und zu betreten, um die 
Gefahr durch geeignete Maßnahmen abzuwenden. Das kann bedeuten, dass der Vermieter z.B. bei einem (drohenden) 
Wasserschaden, berechtigt ist, die eingelagerten Gegenstände auszuräumen und anderweitig sicher unterzubringen. Eine 
entsprechende Handlungspflicht des Vermieters besteht in solchen Fällen jedoch nicht. 

8. Notausgangstüren sind besonders gekennzeichnet und mit einem alarmgesicherten Schloss versehen. Wird eine 
Notausgangstür missbräuchlich geöffnet und damit Alarm ausgelöst, wird dem Mieter für die Abschaltung und Neusicherung 
der Tür eine Aufwandspauschale in Höhe von 85,-Euro in Rechnung gestellt.  

 

§ 8 Haftung 

1. Schadensersatzansprüche des Mieters wegen anfänglicher oder nachträglicher Mängel der Mietsache sind ausgeschlossen. 
Ebenso haftet der Vermieter nicht für Schäden gleich welcher Art und gleich aus welchem Grunde am Lagergut sowie für 
Sachschäden, auch wenn sie durch Dritte verursacht werden. Vorstehende Haftungsausschlüsse gelten nicht, soweit zwingend 
gehaftet wird, in den Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 
Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder sonst zwingend gehaftet wird. Hiervon unberührt bleiben Erfüllungsansprüche 
des Mieters sowie sein gesetzliches Recht zur fristlosen Kündigung. 

2. Der Vermieter haftet nicht für etwaige Zugangshindernisse zu der Lagerhalle, sofern sie auf einem von dem Vermieter nicht 
zu vertretenden Umstand beruhen (z.B. Straßenbauarbeiten, Beschädigungen oder technische Mängel der Zufahrtstore oder 
Zugangstüren, insbesondere außerhalb der Öffnungszeiten gemäß § 2 Ziffer 4, durch Dritte und/ oder andere Mieter, etc.). 
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3. Der Mieter haftet dem Vermieter für Beschädigungen des Mietobjektes und des Gebäudes sowie der zu dem Gebäude 
gehörenden Einrichtungen und Anlagen, die durch ihn, die zu seinem Betrieb gehörenden Personen, Besucher, Kunden, 
Lieferanten sowie von ihm beauftragte Handwerker und ähnliche Personen verursacht worden sind, soweit er dies zu vertreten 
hat. Der Mieter hat die Beweislast, dass ein schuldhaftes Verhalten nicht vorgelegen hat, soweit Mietobjekt, Anlagen und 
Einrichtungen seiner Obhut unterliegen. Leistet der Mieter dem Vermieter Schadensersatz, so ist dieser verpflichtet, dem 
Mieter seine etwaigen Ansprüche gegen den Verursacher des Schadens abzutreten. 

4. Der Mieter haftet dafür, dass die eingelagerten Gegenstände zur Einlagerung unter Berücksichtigung insbesondere des § 1 
geeignet sind. Handelt der Mieter zuwider den vorgenannten Lagerungsbedingungen, haftet er für alle daraus entstehenden 
Schäden und Folgeschäden und ist verpflichtet, den Vermieter von etwa deswegen bestehenden Ansprüchen Dritter 
freizustellen. 

5. Sollten sich bei einer nachträglichen Vermessung der Lagereinheit eine Differenz zur vereinbarten Fläche ergeben, so sind 
Flächenabweichungen von bis zu 10 % unbeachtlich, bei einer größeren Abweichung wird die Miete anhand der tatsächlichen 
Fläche neu berechnet. Die Flächenberechnung erfolgt aufgrund der Innenmaße der abgegrenzten Fläche/n. 

 

§ 9 Minderung, Aufrechnung, Zurückbehaltung 

1. Der Mieter kann gegen die Mietzahlungsansprüche des Vermieters weder aufrechnen noch ein Zurückbehaltungsrecht 
ausüben oder die Miete mindern. Hiervon ausgenommen sind Forderungen des Mieters wegen Schadenersatz für 
Nichterfüllung oder Aufwendungsersatz infolge eines anfänglichen oder nachträglichen Mangels der Mietsache, den der 
Vermieter wegen Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit zu vertreten hat. Mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen aus dem Mietverhältnis kann der Mieter aufrechnen bzw. ein Zurückbehaltungsrecht ausüben. 

2. Rückforderungsansprüche des Mieters aus ungerechtfertigter Bereicherung bleiben im Übrigen unberührt. 

3. Die Aufrechnung oder die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts ist, soweit gemäß Ziffer 1 möglich, nur zulässig, wenn der 
Mieter seine Absicht dem Vermieter mindestens einen Monat vor Fälligkeit der Miete schriftlich angezeigt hat. 

 

§ 10 Vermieterpfandrecht 

1. Der Mieter bestätigt, dass er rechtmäßiger Eigentümer und/ oder rechtmäßiger Besitzer der eingelagerten Gegenstände ist. 

2. Der Mieter verpflichtet sich, den Vermieter unverzüglich zu unterrichten, wenn die eingebrachten Sachen von Dritten 
gepfändet werden. Soweit der Vermieter das Vermieterpfandrecht ausübt, ist er berechtigt, eine Aufstellung der im Mietobjekt 
eingelagerten Gegenstände zu fertigen. 

 

§ 11 Sicherungsübereignung 

1. Der Mieter überträgt dem Vermieter sein Eigentum oder etwaige Anwartschaftsrechte an allen Gegenständen, die der 
Mieter während der Dauer des Mietverhältnisses in dem Mietobjekt einlagert. Die sicherungsübereigneten Gegenstände 
werden nachfolgend auch als das „Sicherungsgut“ bezeichnet. Die Sicherungsübereignung ist aufschiebend bedingt dadurch, 
dass der Mieter mit der Zahlung des Mietzinses in Höhe von mindestens zwei Mietperioden in Verzug kommt. Die Übergabe 
des Sicherungsguts an den Vermieter wird dadurch ersetzt, dass der Vermieter das Sicherungsgut für den Mieter unentgeltlich 
verwahrt. Der Mieter erteilt dem Vermieter bereits jetzt seine Zustimmung zur Verwertung des Sicherungsgutes nach Maßgabe 
der nachfolgenden Absätze. 

2. Das Sicherungsgut dient dem Vermieter als Sicherheit für alle bestehenden und zukünftigen Forderungen gegenüber dem 
Mieter aus dem Mietverhältnis. Der Mieter bleibt auch nach der Sicherungsübereignung und auch nach Eintritt der 
aufschiebenden Bedingung im Sinne dieser Vorschrift zur Nutzung des Sicherungsgutes berechtigt. Er darf das Sicherungsgut 
aus dem Mietobjekt entfernen und uneingeschränkt über das Sicherungsgut verfügen. 

3. Dem Mieter steht gegenüber dem Vermieter ein schuldrechtlicher Anspruch auf Freigabe des Sicherungsgutes zu, soweit der 
Wert der übertragenen Sicherheiten mehr als 110 % der besicherten Forderungen beträgt. Die Sicherungsübereignung endet 
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im Wege einer auflösenden Bedingung und der Mieter erlangt das Volleigentum bzw. das volle Anwartschaftsrecht zurück, 
soweit das Sicherungsgut aus dem Mietobjekt entfernt wird. 

4. Der Vermieter ist nach Eintritt der aufschiebenden Bedingung im Sinne von Ziffer 1 nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absätze zur Verwertung des Sicherungsgutes berechtigt, soweit der Mieter mit der Zahlung des Mietzinses in Höhe von zwei 
Mietperioden in Verzug ist und der Vermieter deshalb den Bedingungen des Mietvertrages zur Kündigung des 
Mietverhältnisses berechtigt ist und der Vermieter dem Mieter die Verwertung des Sicherungsgutes unter Setzung einer Frist 
von einem Monat schriftlich angedroht hat und diese Frist abgelaufen ist. 

5. Im Rahmen der Verwertung des Sicherungsgutes ist der Vermieter berechtigt, das Mietobjekt auf Kosten des Mieters zu 
räumen und das Sicherungsgut in Besitz zu nehmen. Die Öffnung hat in diesem Fall in Gegenwart von zwei Mitarbeitern des 
Vermieters zu erfolgen, die die vorgefundenen Gegenstände nach Öffnung des Mietobjekts in ein Protokoll aufzunehmen 
haben. 

6. Der Vermieter ist berechtigt, das Sicherungsgut nach billigem Ermessen und auf Kosten des Mieters zu verwerten. 
Unverwertbare und offensichtlich wertlose Gegenstände dürfen entsorgt werden. Der Vermieter hat bei der Verwertung des 
Sicherungsgutes auf die berechtigten Belange des Mieters Rücksicht zu nehmen. Insbesondere wird er das Sicherungsgut nur 
insoweit verwerten, als dies zur Befriedigung der gemäß Vertrag besicherten Ansprüche notwendig ist. Ein aus der Verwertung 
erwachsender Übererlös ist an den Mieter auszukehren. 

 

§ 12 Kündigung 

1. Jede Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. Aus der Kündigungserklärung müssen sich klar der Absender, der Standort und die 
Nummer der zu kündigenden Lagereinheit ergeben.   

2. Die ordentliche Kündigung erfolgt von beiden Vertragsparteien, soweit nicht vertraglich ohnehin ein befristetes 
Vertragsverhältnis vereinbart wurde, mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des jeweils dritten Monats.  

3. Für die fristgerechte Kündigung kommt es nicht auf die Absendung der Kündigung, sondern auf den nachweisbaren Zugang 
bei dem anderen Vertragspartner an (zum Beispiel Postnachweis durch Einschreiben, E-Mail oder eingescannte PDF-Datei). 

 

§ 13 Außerordentliches Kündigungsrecht 

Der Vermieter kann das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung, außer aus den im Gesetz 
geregelten Gründen, auch dann kündigen, 

1. wenn der Mieter ungeachtet einer schriftlichen Abmahnung des Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch der Mietsache 
fortsetzt, insbesondere ohne schriftliche Erlaubnis des Vermieters die Mietsache zu anderen Zwecken als unter § 1 genannten 
Nutzung oder unbefugt untervermieten; 

2. wenn gegen den Mieter als Schuldner die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung über sein Vermögen beantragt wird; 

3. wenn der Mieter seinen vertraglichen Verpflichtungen (z.B. gemäß § 1) nicht nachkommt; 

4. wenn der allgemein gültigen Hausordnung nicht entsprochen wird oder ein anderer unzumutbarer Zustand eintritt, wie z.B. 
Belästigung anderer Mieter, welcher trotz schriftlicher Abmahnung weiter fortbesteht. 

5. Der Mieter trotz vorheriger schriftlicher Mahnung mit mehr als zwei Mieten in Rückstand geraten ist, oder in einem 
Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung der Miete in Höhe eines Betrages in Verzug ist, der 
die Miete für Abrechnungszeitraum über zwei Monate erreicht.  

6. Erfolgt die Kündigung wegen eines Rückstandes von mehr als zwei Mieten, verliert die Kündigung ihre Wirkung, wenn der 
Mieter innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Kündigung die rückständigen Mieten nachbezahlt. Von diesem 
Abwendungsrecht kann der Mieter während der Laufzeit des Mietvertrages nur zweimal Gebrauch machen.  

7. wenn der Mieter die Rechte des Vermieters dadurch in erheblichem Maße verletzt, dass er die Mietsachen durch 
Vernachlässigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet oder sie unbefugt einem Dritten überlässt.  
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8. In anderen Fällen als dem des Zahlungsverzuges können Vermieter und Mieter nur dann aus wichtigem Grund kündigen, 
nachdem diejenige Vertragspartei, der gekündigt werden soll, mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich zur Beseitigung der die 
Kündigung begründeten Umstände aufgefordert wurde und Beseitigung nicht innerhalb der gesetzten Frist erfolgt ist. 

9. Bei einer außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt das Recht zur Geltendmachung von Schadensersatz 
unberührt.  

 

§ 14 Vertragsbeendigung 

1. Bei Beendigung des Mietverhältnisses ist das Mietobjekt leer, d.h. geräumt und gereinigt, sowie unverschlossen 
zurückzugeben. Codekarten, Schlüssel etc. sind, soweit übergeben, vollständig zurückzugeben. Etwaige Schäden etc. sind 
fachgerecht zu beseitigen. 

2. Wird nach Kündigung des Vertrages bzw. nach Beendigung der Festmietzeit das Mietobjekt von dem Mieter nicht 
fristgerecht und/ oder nicht ordnungsgemäß zurückgegeben, haftet der Mieter für den Fall, dass der Vermieter dieses 
Mietobjekt bereits weitervermietet hat und der Nachmieter kein Ersatzobjekt akzeptieren will/ ein Ersatzmietobjekt nicht 
vorhanden ist. Darüber hinaus ist der Mieter zur Zahlung einer Nutzungsentschädigung in Höhe mindestens der bisherigen 
Miete verpflichtet. Der Mieter stellt den Vermieter wegen möglicher Ansprüche des Nachmieters frei. Der Vermieter ist 
berechtigt, mit Gegenständen, die der Mieter nach Räumung (durch Rückgabe oder erkennbar offensichtliches Verlassen) im 
Mietobjekt stehen gelassen hat, wie folgt zu verfahren: 

a. Handelt es sich um offensichtlich wertlose Gegenstände (Sperrmüll etc.), gemäß Einschätzung des Vermieters, kann er diese 
sofort auf Kosten des Mieters entsorgen. Bei einer kostenpflichtigen Entsorgung durch den Vermieter gilt eine 
Mindestpauschale für die Entsorgung in Höhe von 150,00 Euro als vertraglich vereinbart. Mehrkosten über diese Pauschale 
hinaus hat der Vermieter dem Mieter schriftlich nachzuweisen. 

b. Handelt es sich gemäß Einschätzung des Vermieters nicht um offensichtlich wertvolle Gegenstände, ist der Vermieter 
berechtigt, diese auf Kosten des Mieters bei sich einzulagern und 6 Wochen nach schriftlicher Aufforderung zur Abholung an 
die letzte bekannte Adresse des Mieters zu verwerten. Diese Aufforderung zur Abholung ist einmal zu wiederholen. 

c. Die Verwertung soll soweit möglich, durch freihändigen Verkauf erfolgen, sofern kein dem Vermieter bekanntes Recht eines 
Dritten an den Gegenständen besteht. Ein Verwahrungsverhältnis wird hierdurch nicht begründet, der Vermieter hat nur für 
die Sorgfalt einzustehen, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Ein etwaiger Erlös ist nach Abzug der dem 
Vermieter entstandenen Kosten beim zuständigen Amtsgericht zugunsten des Mieters zu hinterlegen. Der Vermieter kann, 
sofern die Voraussetzungen gegeben sind, den Gegenstand auch sofort bei Amtsgericht hinterlegen. 

d. Alle übrigen Gegenstände kann der Vermieter auf Kosten des Mieters einlagern. Er ist berechtigt, diese zu entsorgen, wenn 
der Mieter die Gegenstände nicht innerhalb von 6 Wochen nach schriftlicher Aufforderung, die einmal zu wiederholen ist, 
abholt. Die Kosten der Entsorgung trägt der Mieter. 

3. Falls der Mietvertrag mieterseitig beendet wurde, allerdings kein zeitiger Auszug erfolgt, bzw. die Lagereinheit nicht leer 
übergeben wird, verlängert sich der Mietvertrag automatisch um einen weiteren Monat. Eventuelle Rabatte werden hierbei 
nicht länger berücksichtigt und es gilt die monatliche Standard-Miete. Die Vertragsverlängerung kann mit 14-tägiger Frist zum 
Ende einer jeder Mietperiode gekündigt werden. 

 

§ 15 Personenmehrheiten 

1. Mehrere Personen als Mieter haften für alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag als Gesamtschuldner. 

2. Tatsachen, die für eine Person bei Personenmehrheit eine Verlängerung oder Verkürzung des Vertragsverhältnisses 
herbeiführen oder gegen ihn einen Schadenersatz- oder sonstigen Anspruch begründen würden, haben für die anderen 
Personen die gleiche Wirkung. 

3. Sind mehrere Personen Mieter oder Vermieter, so bevollmächtigen sie sich hiermit gegenseitig, Willenserklärungen der 
anderen Vertragspartei mit Wirkung für den anderen/die anderen entgegenzunehmen oder von ihrer Seite abzugebende 
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Erklärungen mit Wirkung für alle gegenüber der anderen Vertragspartei abzugeben. Für die Wirksamkeit einer Erklärung der 
Vermieterseite oder Mieterseite genügt es, wenn sie gegenüber einem der Mieter oder einem der Vermieter abgegeben wird. 

4. Alle Willenserklärungen im Zusammenhang mit der Laufzeit des Vertrages sind schriftlich abzugeben. Für die Rechtzeitigkeit 
kommt es nicht auf die Absendung, sondern den Empfang der Erklärung an. 

 

§ 16 Versicherungen 

1. Der Vermieter hat das Mietobjekt gegen Feuer, Sturm, Wasserschäden durch Regen, Hagel usw. sowie gegen Naturgewalten 
versichert.  

2. Der Mieter ist verpflichtet, werterhöhende über die Grundversicherung (Einlagerungswert pro Lagerbox bis maximal Euro 
500,00) hinausgehende Einlagerungen sowie jede Gefahrenänderung im Sinne des Versicherungsrechts dem Vermieter 
unverzüglich anzuzeigen. Damit etwa verbundene Zusatzversicherungen und Prämienerhöhungen sowie daraus resultierende 
Haftungsansprüche trägt allein der Mieter.  

3. Der Mieter erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass seine beim Vermieter eingelagerten Gegenstände pro 
angemieteter Lagerbox bis maximal Euro 500,00 versichert sind. Darüberhinausgehende Forderungen an den Vermieter 
aufgrund von Einbruch, Diebstahl, Vandalismus oder andere Ursachen die zur Beschädigung oder dem Verlust geführt haben, 
sind ausgeschlossen. Der Mieter hat die Möglichkeit, den Inhalt seiner Lagerbox wertmäßig über eine eigene 
Hausratversicherung mit abdecken zu lassen. Dem Mieter wird empfohlen hierzu Rücksprache mit seiner 
Versicherungsgesellschaft zu halten oder sich an einen Versicherungsmakler zu wenden und sich beraten zu lassen. 

4. Der Mieter ist verpflichtet, im Falle einer Schadensgeltendmachung, die Schadenshöhe und den Verlust des Lagergutes 
entsprechend nachzuweisen.  

5. Lagert der Mieter Gegenstände ein, die einen Gesamtwert oder einen Einzelwert von mehr als Euro 500,00 pro Lagerbox 
überschreiten, so geschieht das auf die alleinige Gefahr und das alleinige Risiko des Mieters. Der Mieter kann hier gegenüber 
dem Vermieter keinen Schadenersatz oder anderweitige weitergehende Forderungen oder Folgekosten geltend machen, 
welche über die Grundversicherung von 500,-Euro pro angemieteter Lagerbox hinausgehen. Der Mieter kann in diesem Falle 
selbst und auf eigene Kosten für eine entsprechende Versicherung seines Lagergutes zu sorgen. Hier werden entsprechende 
Versicherungen am Markt angeboten, teilweise wird der Inhalt der Lagerbox des Mieters auch von der regulären 
Hausratsversicherung gedeckt. Hier ist der Mieter angehalten selbst entsprechende Informationen und Erkundigungen bei 
Versicherungsgesellschaften einzuholen und gegebenenfalls entsprechende Versicherungen auf eigene Kosten abzuschließen, 
sofern er dies wünscht. Unterlässt er dies, kann er den Vermieter im Schadensfalle nicht haftbar machen.  

 

§ 17 Übertragung der Vermieter-/Mieterrechte 

1. Für den Fall, dass der Vermieter das Mietvertragsverhältnis während der Vertragslaufzeit auf einen Dritten als Vermieter 
übertragen will, erteilt der Mieter bereits jetzt dazu seine Zustimmung. Hierbei muss der Vermieter sicherstellen, dass bei 
Übertragung des Mietverhältnisses über die Mietsicherheit abgerechnet wird. Die Mietsicherheit - soweit nicht verbraucht - ist 
dem Vertragsnachfolger zu übergeben bzw. auf sonstige Weise mit ihm zu verrechnen. Sobald dies erfolgt ist, endet die 
Haftung des Vermieters in Bezug auf die Mietsicherheit. Etwaige Ansprüche des Mieters auf Entschädigung oder wegen 
Verwendungsersatz richten sich gegen den Erwerber. 

2. Der Mieter kann Rechte und Ansprüche aus diesem Vertrag nur mit schriftlicher Zustimmung des Vermieters übertragen. 
Gleiches gilt für die Abtretung von Ansprüchen aus dem Vertrag. 

 

§ 18 Erfüllungsort und Gerichtsstand 

1. Erfüllungsort ist der Ort, an dem das Mietobjekt gelegen ist. Derzeit ist dies Erfurt. 

2. Ist der Vertragspartner ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, wird als ausschließlicher Gerichtsstand unser Geschäftssitz in Erfurt, für alle Ansprüche, die sich aus oder 
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aufgrund dieses Vertrages ergeben, vereinbart. Gleiches gilt gegenüber Personen, die keinen allgemeinen Gerichtsstand in 
Deutschland haben oder Personen, die nach Abschluss des Vertrages ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 
außerhalb von Deutschland verlegt haben oder deren Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist. 

 

§ 19 Kommunikation 

Für eine reibungslose Kommunikation zwischen Mieter und Vermieter können Informationen und Dokumente auch digital 
versendet werden. Zu diesem Zweck verpflichtet sich der Mieter Änderungen seiner Kontaktdaten (E-Mail-Adresse und/oder 
Mobilfunknummer) stets an den Vermieter zu übermitteln.  

 

§ 20 Sondervereinbarungen 

Sondervereinbarungen werden stets separat aufgeführt und liegen ggfs. als Anlage dem Mietvertrag bei. 

 

§ 21 Videoüberwachung 

1. Das Mietobjekt wird innen und außen durch eine Videoüberwachungsanlage 24/7 mit einer Audio- und Videoaufnahme 
überwacht, um Straftaten wie Einbruch, Diebstahl oder Vandalismus zu verhindern und/oder zur Strafverfolgung zu 
dokumentieren. Der Mieter erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass er selbst, sowie die von ihm autorisierten 
Personen und dessen Begleitungen beim Betreten des Grundstückes und des Mietobjektes von der Videoüberwachungsanlage 
aufgenommen werden. Der Mieter hat selbst dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm autorisierten Personen oder 
Begleitungen, die das Mietobjekt betreten, von ihm darüber informiert werden. Die Video- und Tonaufnahmen werden 
standardmäßig für 60 Tage gespeichert und dann automatisch gelöscht, sofern sie nicht von Strafermittlungsbehörden für eine 
Strafverfolgung/Aufklärung notwendig erachtet werden. Die Vorgaben des Datenschutzrechts werden hierbei beachtet. 

2. Datenschutzhinweise zur Videoüberwachung nach Art. 13 DSGVO: Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten durch uns bei der Videoüberwachung und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen Regelungen 
zustehenden Ansprüche und Rechte.   

Verantwortlicher und Datenschutzbeauftragter: Verantwortlich für die Videoüberwachung ist Burhan Ünalan, Leipziger Str. 38, 
99085 Erfurt, Tel.: 01523-7972129, E-Mail: storagemaster-erfurt@web.de, Webseite: www.storagemaster-erfurt.de. Unseren 
Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der E-Mail-Adresse: burhan.uenalan@web.de. 

3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Videoüberwachung: Die Videoüberwachung erfolgt gemäß Art. 6 Abs. 1 f) Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 4 Bundesdatenschutzgesetz (BSDG) insbesondere zu folgenden Zwecken: 

a. zur Wahrnehmung unseres Hausrechts 

b. zum Schutz unseres Eigentums 

c. zur Aufklärung von Straftaten und sicherheitsrelevanten Vorfällen.  

Eine allgemeine Überwachung des öffentlichen Raums sowie Profiling finden nicht statt. An Orten, an denen wir 
Videoüberwachung einsetzen, werden durch ein besonderes Hinweisschild kenntlich gemacht.  

4. Speicherdauer: Die Videoaufzeichnungen werden grundsätzlich nach 60 Tagen gelöscht.  

5. Empfänger der Videodaten, Weitergabe: Eine Weitergabe der Daten erfolgt an von uns beauftragte Dienstleister, die 
Überwachungsaufgaben für unser Unternehmen wahrnehmen. Im Falle des Verdachts von strafbaren Handlungen geben wir 
die Daten zudem ggf. an Strafverfolgungsbehörden weiter. Ansonsten werden die Daten nur weitergegeben, wenn es eine 
Rechtsgrundlage für die Weitergabe gibt. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn die Polizei oder sonstige 
Sicherheitsbehörden im Rahmen der sogenannten Gefahrenabwehr tätig werden und einen Zugriff auf die Daten der 
Videoüberwachung verlangen.  

http://www.storagemaster-erfurt.de/
mailto:burhan.uenalan@web.de
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6. Datenverarbeitung außerhalb der Europäischen Union: Eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten findet im Rahmen 
der Videoüberwachung nicht statt.  

7. Rechte der Betroffenen: Als Betroffener haben Sie das Recht, Auskunft, Berichtigung, Löschung und Sperrung Ihrer Daten zu 
verlangen. Sie haben darüber hinaus das Recht, der Videoüberwachung zu widersprechen, sofern Sie Gründe haben, die sich 
aus Ihrer besonderen Situation ergeben. Ihre Rechte machen Sie bitte gegenüber dem unter Ziffer 1. Genannten 
Verantwortlichen oder direkt gegenüber dem dort benannten Datenschutzbeauftragten geltend. In dem Fall ist der Abschluss 
eines Mietvertrages nicht möglich, eventuelle bereits abgeschlossene Mietverträge werden außerordentlich gekündigt.  

8. Beschwerderecht: Sie haben das Recht, sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren.  Beim Zweck der Rechtsgrundlage 
sollte stehen „Wahrnehmung berechtigter Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 f) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 4 
Bundesdatenschutzgesetz (BSDG)“ und bei den berechtigten Interessen 

a. zur Wahrnehmung unseres Hausrechts 

b. zum Schutz unseres Eigentums 

c. zur Aufklärung von Straftaten und sicherheitsrelevanten Vorfällen. 

 

§ 22 Datenschutz 

1. Wir nehmen den Schutz personenbezogener Daten sehr ernst. Mit dieser Datenschutzerklärung klären wir Sie über die Art, 
den Umfang und die Zwecke der Erhebung sowie die Verwendung personenbezogener Daten durch uns einverstanden. 

2. Personenbezogene Daten werden von uns nur für interne Zwecke im Zuge der Kundenbeziehung genutzt. Eine Weitergabe 
an Dritte erfolgt, soweit im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist, nicht ohne Ihre notwendige Einwilligung. 

3. Personenbezogene Daten sind Informationen, mit deren Hilfe eine Person persönlich identifizierbar ist, also Angaben, die 
zurück zu einer Person verfolgt werden können. Dazu gehören Name, E-Mail-Adresse und Telefonnummer. Aber auch Daten 
über Vorlieben, Hobbies, Mitgliedschaften oder welche Webseiten von jemandem angesehen wurden, zählen zu den 
personenbezogenen Daten. 

4. Die rechtlichen Grundlagen des Datenschutzes befinden sich im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und dem 
Telemediengesetz (TMG) sowie der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO).  

5. Betroffenenrechte: Unter den angegebenen Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten können Sie jederzeit folgende 
Rechte ausüben: 

a. Auskunft über Ihre bei uns gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Art. 15 DSGVO) 

b. Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten (Art. 16 DSGVO) 

c. Löschung Ihrer bei uns gespeicherten Daten (Art. 17 DSGVO) 

d. Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern wir Ihre Daten aufgrund gesetzlicher Pflichten noch nicht löschen dürfen (Art. 
18 DSGVO) 

e. Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer Daten bei uns (Art. 21 DSGVO) 

f. Datenübertragbarkeit, sofern Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder einen Vertrag mit uns abgeschlossen 
haben (Art. 20 DSGVO) 

Sofern Sie uns eine Einwilligung erteilt haben, können Sie diese jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen (Art. 7, Abs. 3 
DSGVO). 

6. Sie können sich jederzeit mit einer Beschwerde an eine Aufsichtsbehörde wenden, z. B. an die zuständige Aufsichtsbehörde 
des Bundeslands Ihres Wohnsitzes oder an die für uns als verantwortliche Stelle zuständige Behörde (Art. 77 DSGVO). Eine Liste 
der Aufsichtsbehörden (für den nichtöffentlichen Bereich) mit Anschrift finden Sie unter: 
https://www.bfdi.bund.de/DE/Infothek/Anschriften_Links/anschriften_links-node.html. 
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§ 23 Schlussbestimmungen 

1. Für dieses Mietverhältnis gelten ausschließlich die Bedingungen dieses Vertrages. Etwaige allgemeine Geschäftsbedingungen 
des Mieters finden keine Anwendung, es sei denn, die Wirksamkeit dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen des Mieters ist 
ausdrücklich vereinbart. 

2. Der Mieter ist verpflichtet, jede Änderung seiner Anschrift/seines Namens/seines Ansprechpartners unverzüglich 
mitzuteilen. Muss vom Vermieter eine Adressermittlung über die zuständige Einwohnermeldebehörde durchgeführt werden, 
hat der Mieter eine pauschale Bearbeitungsgebühr in Höhe von EUR 35,00 an den Vermieter zu zahlen. 

3. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages bzw. dieser AGB unwirksam sein oder werden oder der Vertrag eine Lücke 
enthält, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen, 
undurchführbaren oder fehlenden Bestimmung gilt eine solche wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem mit der 
unwirksamen oder undurchführbaren oder fehlenden Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck am nächsten kommt. 
Sollte eine Bestimmung des Vertrages wegen des darin vereinbarten Leistungsumfanges unwirksam sein oder werden, ist der in 
der Bestimmung vereinbarte Leistungsumfang dem rechtlich zulässigen Maß anzupassen. 

4. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag sind nicht getroffen worden. 


